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Pfandrecht | Für die Zahlungsforderung kann die Werkstatt laut BGB auch den Kfz-Brief verlangen

Wenn der Wagen einbehalten wird 
Streit um Reparaturkosten | Zahlt der Kunde den geforderten Rechnungsbetrag nicht, darf die Werkstatt die 
Herausgabe des Wagens verweigern. Die juristischen Grundlagen – auch beim Sonderfall Leasingfahrzeuge.

  Den Fall dürften die meisten Werkstatt-

kunden schon einmal gehört haben: Nach 

durchgeführter Reparatur gibt es Streit mit 

der Werkstatt über die Höhe der Reparatur-

kosten. Bleibt der Kunde hart und zahlt den 

geforderten Rechnungsbetrag nicht, droht 

sie mit der Zurückbehaltung des reparierten 

Fahrzeugs bis zur vollständigen Bezahlung. 

Die näheren Voraussetzungen dieses „Werk-

unternehmerpfandrechts“ dürften den meis-

ten jedoch weitgehend unbekannt sein.

Es ist gängige Vor gehensweise, dass Re-

paraturbetriebe die Herausgabe der Fahrzeu-

ge so lange verweigern, bis die Kostenrech-

nung des Kunden ausgeglichen wurde. Aber 

dürfen sie das überhaupt und wie weit reichen 

ihre Pfand- und Zurückbehaltungsrechte, 

wenn es sich – wie bei Fuhrparks üblich – um 

geleaste Fahrzeuge handelt, die nicht im  

Eigentum des Auftraggebers stehen?

Die rechtlichen Beziehungen zwischen 

der beauftragten Werkstatt und dem Kunden 

folgen dabei den Regeln des Werkvertrags-

rechts (§ 631 ff. BGB). Deshalb ist es ohne Be-

lang, ob es sich um eine Reparatur, Um- oder 

Nachrüstung, ein Motortuning oder um eine 

einfache Wartung des Fahrzeuges handelt. 

Auch eine in Auftrag gegebene Fehlersuche 

oder Fehlerdiagnose fällt darunter. 

Pfandrecht nach § 647 BGB | In erster  

Linie geht es in diesen Fallkonstellationen um 

ein gesetzliches Pfandrecht nach § 647 BGB. 

Für seine Forderung auf Zahlung des verein-

barten Lohnes aus dem Werkvertrag hat der 

Unternehmer ein Pfandrecht am Fahrzeug 

und den dazugehörenden Teilen sowie dem 

Fahrzeugschlüssel (§ 647 BGB). Auch die Zu-

lassungsbescheinigung Teil II (Fahrzeug-

brief ) unterliegt dem Unternehmerpfand-

recht (dies ergibt sich aus analoger An- 

wendung des § 952 BGB). 

Die Werkstatt, besser: der Unternehmer, 

kann daher zur Befriedigung seines Pfand-

rechtes die Herausgabe des Fahrzeugbriefes 

verlangen, und dies, obwohl er durch die Re-

paratur nur den Besitz am Fahrzeug und viel-

leicht noch am Fahrzeugschein erlangt hatte. 

Das Pfandrecht nach § 647 BGB sichert 

alle werkvertraglichen Ansprüche des Unter-

nehmers einschließlich etwaiger Schadens-

ersatzansprüche aus der konkreten Vertrags-

beziehung. Es bezieht sich stets nur auf den 

jeweils konkreten Vertrag. 

Erlöschen mit Herausgabe | Mit Heraus-

gabe des Fahrzeugs erlischt das gesetzliche 

Werkunternehmerpfandrecht und lebt auch 

dann nicht wieder auf, wenn das Fahrzeug 

zum Beispiel erneut in die Werkstatt kommt. 

Es besteht daher auch nicht für Forderungen 

aus früheren Reparaturaufträgen.

Das Auto muss aber im Eigentum des Kun-

den stehen. Ist dies nicht der Fall, kann das 

gesetzliche Pfandrecht auch nicht gutgläubig 

erworben werden. Es entsteht auch dann 

nicht, wenn der Eigentümer dem Reparatur-

auftrag des Kunden zustimmt. Verlangt er 

(und nicht der Besitzer als Auftraggeber) das 

Auto heraus, kann diesem gegenüber kein 

gesetzliches Pfandrecht geltend gemacht 

werden. Dabei kommt es nicht darauf an, ob 

der Werkstatt die Eigentumsverhältnisse an 

dem Fahrzeug bekannt waren oder nicht.

Vorsicht ist immer dann geboten, wenn 

aus der Zulassungsbescheinigung der Auf-

traggeber erkennbar nicht der Halter ist, und 

grundsätzlich, wenn es sich um geleaste oder 

finanzierte Fahrzeuge handelt, und ganz  

besonders, wenn sich der Auftraggeber be-

kanntermaßen geleaster Fahrzeuge bedient 

(Fuhrparks). Hier kann der Nutzer als Halter in 

der Zulassungsbescheinigung eingetragen 

sein, ohne dass er tatsächlicher Eigentümer ist. 

Vertragliches Pfandrecht | Aus diesen 

Gründen hat das Kfz-Reparaturgewerbe be-

reits vor Jahrzehnten ein vertragliches Pfand-

recht eingeführt. Individualabreden und all-

gemeine Geschäftsbedingungen können 

dieses begründen. Formularklauseln, die es 

für Forderungen (sogar aus einer früheren Re-

paratur) rechtfertigen, wurden vom Bundes-

gerichtshof (BGH) bisher nicht beanstandet. 
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Auch die vom Zentralverband Deutsches 

Kraftfahrzeuggewerbe unverbindlich emp-

fohlenen Reparaturbedingungen regeln es:

Abschnitt VII. Erweitertes Pfandrecht 

Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forde-

rung aus dem Auftrag ein vertragliches Pfand-

recht an den aufgrund des Auftrages in seinen 

Besitz gelangten Gegenständen zu. 

Das vertragliche Pfandrecht kann auch we-

gen Forderungen aus früher durchgeführten 

Arbeiten, Ersatzteillieferungen und sonstigen 

Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie 

mit dem Auftragsgegenstand in Zusammen-

hang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der 

Geschäftsverbindung gilt das vertragliche 

Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten sind 

oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt und der 

Auftragsgegenstand dem Auftraggeber gehört.

Diese Bedingungen müssen wirksam in 

den Vertrag einbezogen werden. Beim ver-

traglichen Pfandrecht ist – anders als beim ge-

setzlichen – ein gutgläubiger Erwerb möglich.

Leasingfahrzeuge | Auch ohne Einsicht-

nahme in den Fahrzeugbrief erwirbt der Be-

trieb ein vertragliches Pfandrecht, es sei 

denn, er hatte konkreten Anlass zur Annah-

me, dass der Auftraggeber nicht der Eigen-

tümer ist. Gerade so verhält es sich aber bei 

Flottenfahrzeugen. Deshalb von einer 

grundsätzlichen Bösgläubigkeit der Werk-

stätten auszugehen, wenn sie mit einer 

Pfandklausel in den Reparaturverträgen ar-

beiten, wäre falsch. Aber: Eine Werkstatt, die 

positiv weiß, dass es Leasingfahrzeuge sind, 

gilt nach der Rechtsprechung als bösgläubig.

Allerdings kann das vertragliche Pfand-

recht auch durch eine Reparaturermächti-

gung des Eigentümers erworben werden. 

Der BGH spricht hier von einer „Verpflich-

tungsermächtigung“, durch die der Besitzer 

(Leasingnehmer) im eigenen Namen ein ver-

tragliches Pfandrecht am Fahrzeug bestellen 

darf (mit der Unterschrift unter den Repara-

turvertrag). Gerade Leasingverträge verpflich-

ten und berechtigen die Kfz-Besitzer (ohne 

Eigentum) in der Regel, die Autos instandzu-

halten und reparieren zu lassen. Die üblichen 

Klauseln enthalten zwar meistens keine Voll-

macht, sodass die Werkstatt keinen vertragli-

chen Vergütungsanspruch gegen den Eigen-

tümer (Leasinggeber) erlangt. Dennoch 

nehmen die Gerichte das Entstehen eines 

vertraglichen Pfandrechtes an. Doch auch in 

dieser Konstellation reicht dieses nicht unbe-

dingt weiter als das gesetzliche, es erfasst also 

keine Forderungen aus früheren Aufträgen. 

Zurückbehaltungsrecht | Hier hilft – 

wenn überhaupt – nur das Zurückbehal-

tungsrecht weiter. Dieses berechtigt den Be-

trieb, das Fahrzeug nur Zug um Zug gegen 

die vollständige Zahlung des fälligen 

Werklohns herauszugeben. Zahlt der Kunde 

die Rechnung nicht oder nicht vollständig, 

kann der Kfz-Betrieb die Herausgabe des 

Fahrzeugs solange verweigern, bis sie be-

zahlt ist. Dies folgt aus § 273 BGB:

(1) Hat der Schuldner aus demselben recht-

lichen Verhältnis, auf dem seine Verpflichtung 

beruht, einen fälligen Anspruch gegen den 

Gläubiger, so kann er, sofern nicht aus dem 

Schuldverhältnis sich ein anderes ergibt, die ge-

schuldete Leistung verweigern, bis die ihm ge-

bührende Leistung bewirkt wird (Zurückbehal-

tungsrecht). 

(2) Wer zur Herausgabe eines Gegenstands 

verpflichtet ist, hat das gleiche Recht, wenn ihm 

ein fälliger Anspruch wegen Verwendungen 

auf den Gegenstand oder wegen eines ihm 

durch diesen verursachten Schadens zusteht, 

es sei denn, dass er den Gegenstand durch eine 

vorsätzlich begangene unerlaubte Handlung 

erlangt hat. 

(3) Der Gläubiger kann die Ausübung des 

Zurückbehaltungsrechts durch Sicherheitsleis-

tung abwenden. Die Sicherheitsleistung durch 

Bürgen ist ausgeschlossen. 

Zurückbehaltungsrecht | Der Unterneh-

mer wird sich also nach der Reparatur eines 

nicht im Eigentum des Auftraggebers befind-

lichen Wagens, wenn er sich nicht auf ein 

Pfandrecht berufen kann, gegen den An-

spruch des Eigentümers auf Herausgabe nach 

§ 985 BGB auf ein Zurückbehaltungsrecht be-

rufen. Der Vorteil: Dieses kann grundsätzlich 

für frühere Reparaturen geltend gemacht 

werden, wenn die Werkstatt aufgrund eines 

neuen Auftrags in den Besitz desselben Fahr-

zeugs gelangt. Es kann grundsätzlich auch für 

andere Autos des Schuldners gelten, wenn 

eine ständige Geschäftsbeziehung besteht. 

Aber auch hier taucht ein Problem auf: Für 

das Zurückbehaltungsrecht ist ein fälliger  

Anspruch gegen den Eigentümer erforder-

lich; man spricht hier von einem fälligen,  

konnexen Anspruch. Daran fehlt es aber  

gerade dann, wenn der Leasingnehmer der 

Auftraggeber ist. Ob der Eigentümer mit dem 

Auftrag einverstanden war oder diesen sogar 

verlangt hat, ist unerheblich, solange er nicht 

als Besteller der Werkstattleistung auftritt. 

Letztlich bleibt dann nur der umstrittene 

Rückgriff auf das Zurückbehaltungsrecht aus 

§ 1000 BGB. Dies kommt dann in Frage, wenn 

es sich für den Unternehmer erkennbar nicht 

um den Eigentümer des Fahrzeugs handelt. 

Wurden an dem Fahrzeug notwendige Repa-

raturen vorgenommen, so steht dem Unter-

nehmer hinsichtlich dieser Kosten ein Zu-

rückbehaltungsrecht nach § 1000 BGB zu. 

Gerade bei Leasingfahrzeugen kann man 

davon ausgehen, dass auch der Eigentümer 

ein Interesse an den notwendigen Repara-

turen hat. Das Zurückbehaltungsrecht bein-

haltet jedoch lediglich das Recht das Fahr-

zeug zurückzuhalten, nicht es zu verwerten.

Rechtsprechung | Wie streitig die Rechts-

lage letztlich ist, zeigt eine Entscheidung des 

Amtsgericht (AG) Heinsberg. In einem Urteil 

aus dem Jahr 2010 hatte es das Werkunter-

nehmerpfandrecht einer Autowerkstatt an 

einem zur Reparatur übergebenen Fahr-

zeugs verneint. Es hat sie vielmehr per einst-

weiliger Verfügung zu dessen Herausgabe 

verurteilt. 

Im zugrundeliegenden Fall hatte die Ehe-

frau den Wagen ihres Mannes in die Werk-

statt gebracht. Sie war nur die Halterin, Be-

sitzer des Fahrzeugs ihr Mann. Dieser habe 

jedoch den Auftrag nicht erteilt. Aus diesem 

Grund könne er ihm auch nicht zugerechnet 

werden. Daher könne die Auto-Werkstatt 

auch nicht von ihrem Werkunternehmer-

pfandrecht Gebrauch machen (Amtsgericht 

Heinsberg, Entscheidung vom 28.05.2010, 

Az. 19 C 67/10).

So ähnlich entschied auch bereits 2004 

das OLG Hamm. Bei der Reparatur eines  

Leasingfahrzeuges erwirbt der Unternehmer 

zur Sicherung seiner Werklohnforderung in 

der Regel kein Werkunternehmerpfand-

recht. Bis zur Bezahlung seiner Werklohn-

forderung kann er aber dem werkvertraglich 

begründeten Herausgabeanspruch des  

Auftraggebers (und Leasingnehmers) ein 

Zurückbehaltungsrecht entgegenhalten. 

Dem Herausgabeanspruch des Eigentü-

mers kann der Unternehmer gemäß  

§ 320 BGB ein Zurückbehaltungsrecht ent-

gegenhalten, das sich aus der mit Auftrag 

begründeten Werklohnforderung ergibt. 

Diese war berechtigt und vom Auftraggeber 

zu bezahlen. Damit durfte die Werkstatt die 

Herausgabe des Fahrzeugs an den Auftrag-

geber davon abhängig machen, dass dieser 

– Zug um Zug – den vereinbarten Werklohn 

an sie zahlte (OLG Hamm, Entscheidung 

vom 12.02.2004; Az. 21 U 165/03). Wohlge-

merkt: gegenüber dem Auftraggeber, nicht 

gegenüber dem Eigentümer! 

 | Dr. Michael Ludovisy
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Elektronische Bestätigung | Vorläufige 
Deckung in der Kasko 

  Ist ein Versicherungsmakler vom Versiche-

rungsnehmer (VN) beauftragt, den passen-

den Versicherungsschutz auszuwählen und 

den Vertrag abzuschließen und ist für die 

vorläufige Deckung auch Kaskoschutz ge-

wünscht, so kommt ein Vertrag über eine 

vorläufige Kaskodeckung trotzdem nur zu-

stande, wenn die elektronische Versiche-

rungsbestätigung nach einem nachweislich 

durch den Versicherungsmakler als Vertreter 

des VN geäußerten Interesse an der vorläufi-

gen Kaskodeckung übermittelt worden ist. 

Ein Vertrag über eine vorläufige Deckung 

in der Vollkasko kommt in der Regel nur auf 

ein entsprechendes Angebot des zukünfti-

gen VN zustande, der sein Auto zulassen 

möchte. Es ist jedoch nicht erforderlich, dass 

bei der Aushändigung der Doppelkarte be-

reits ein verbindlicher schriftlicher Antrag 

des VN auf Abschluss des Hauptvertrages 

gestellt ist. Es reicht aus, dass dieser dem 

Versicherer den Wunsch nach einer (Voll-)

Kaskoversicherung zusätzlich zu der Haft-

pflicht als Bestandteil des noch abzuschlie-

ßenden Hauptvertrages  tele fonisch oder 

sonst mündlich mitgeteilt hat.

KG, Entscheidung vom 11.02.2014;  

Az. 6 U 64/12; zfs 2015, 335

Gestörter Fernsehempfang | Kein Rücktritt 
vom Kaufvertrag

  Ist während der Autofahrt der Fernsehemp-

fang gestört und kann der Fahrer daher kein 

Fernsehen schauen, so rechtfertigt dies nicht den 

Rücktritt vom Kaufvertrag. Denn aufgrund der 

Unzulässigkeit des Fernsehens während der Fahrt 

ist im gestörten Fernsehempfang kein erheb-

licher Mangel zu sehen. Dies geht aus einer Ent-

scheidung des Oberlandesgerichts Saarbrücken 

hervor.

Geklagt hatte eine Geschäftsfrau, die sich ei-

nen BMW gekauft hatte, wobei ihr wichtig war, 

dass das Fahrzeug über einen Fernsehempfang 

verfügte, weil sie während der Fahrt Nachrichten 

hören wollte. Ein Verkaufsmitarbeiter sicherte ihr 

darauf hin zu, dass der Fernseher im BMW ein 

Highlight sei und den gestellten Anforderungen 

entspreche. Nachträglich zeigte sich hingegen, 

dass sich der Fernseher aus Sicherheitsgründen 

abschaltete, wenn das Fahrzeug schneller als 

Schrittgeschwindigkeit fuhr. 

Die Geschäftsfrau sah darin einen Mangel 

und trat daher vom Kaufvertrag zurück. Da sich 

der Verkäufer weigerte, den gezahlten Kaufpreis 

zurückzuerstatten, erhob die Geschäftsfrau Klage. 

Das Landgericht Saarbrücken wies diese ab. Das 

Oberlandesgericht Saarbrücken bestätigte die 

Entscheidung der Vorinstanz. Der Klägerin habe 

kein Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises 

zugestanden, da sie nicht vom Kaufvertrag habe 

zurücktreten dürfen. 

Nach Ansicht des Oberlandesgerichts habe 

der gestörte Fernsehempfang zwar einen Sach-

mangel im Sinne des § 434 Abs. 1 BGB dar-

gestellt, weil die tatsächliche Beschaffenheit des 

Fahrzeugs von der vereinbarten Beschaffenheit 

abgewichen sei. Doch dieser sei als unerheblich 

einzustufen gewesen und ein unerheblicher 

Sachmangel schließe ein Rücktrittsrecht gemäß 

§ 323 Abs. 5 Satz 2 BGB aus. Ein Fernsehempfang 

während der Fahrt sei für den Autofahrer mit 

keinen messbaren Vorteilen verbunden, denn ein 

Autofahrer dürfe gemäß § 23 Abs. 1 StVO wäh-

rend der Fahrt aufgrund der damit verbundenen 

Ablenkungsgefahr kein Fernsehen schauen.

OLG Saarbrücken, Entscheidung vom 27.08.2014, 

Az.  2 U 150/13, ra-online

Schadenregulierung | Verweis auf freie 
Werkstatt

  Der Schädiger kann den Geschädigten nach  

§ 254 Abs. 2 BGB auf eine günstigere Reparatur-

möglichkeit in einer mühelos und ohne Weiteres 

zugänglichen „freien Fachwerkstatt“ verweisen, 

wenn er darlegt und beweist, dass eine Reparatur 

in dieser Werkstatt vom Qualitätsstandard her der 

Reparatur in einer markengebundenen Werkstatt 

entspricht. Gleichzeitig muss der Schädiger alle 

Punkte widerlegen, mit denen der Geschädigte 

den Verweis an die günstigere Werkstatt als  

unzumutbar ablehnt. 

Unzumutbar ist eine Reparatur in einer freien 

Fachwerkstatt für den Geschädigten insbesonde-

re dann, wenn sie nur deshalb kostengünstiger 

ist, weil ihr nicht die (markt-)üblichen Preise 

 dieser Werkstatt, sondern auf vertraglichen Ver-

einbarungen mit dem Haftpflichtversicherer des 

Schädigers beruhende Sonderkonditionen zu-

grunde liegen. 

Der Schädiger respektive dessen Haftpflicht-

versicherer hat darzulegen und zu  beweisen, 

dass die von ihm benannte freie Fachwerkstatt 

für die Reparatur ihre marktüblichen, also allen 

Kunden zugänglichen, Preise zugrunde legt.

BGH Entscheidung vom 28.4.2015,  

Az. VI ZR 267/14, DAR 2015, 385

Verpasstes Fußballspiel |  
Kein Anspruch auf Kostenersatz

  Das Opfer eines Verkehrsunfalls kann kei-

nen Schadensersatz verlangen, wenn es des-

wegen ein Fußballspiel versäumt. Im verhan-

delten Fall war ein Autofahrer unverschuldet 

in einen Verkehrsunfall geraten und verpasste 

daraufhin das geplante Match. Er klagte da-

her auf Ersatz der Kosten für die Eintrittskarte.

Die Richter entschieden gegen den Klä-

ger. Ihm habe kein Anspruch auf Ersatz der 

Kosten für die Eintrittskarte zugestanden. 

Denn das Verpassen eines Fußballspiels stelle 

keinen ersatzfähigen Schaden dar.

AG Mönchengladbach,  

Entscheidung vom 26.05.2014, Az.  10 C 88/14 
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Haltereigenschaft | Verschiedene  
maßgebliche Umstände 

  Auch für den Fahrzeughalterbegriff des  

§ 31a StVZO gelten die zu § 7 StVG entwickelten 

Grundsätze, wonach die aus der Zulassungs-

bescheinigung hervorgehenden Personalien 

zwar ein Indiz, aber nicht allein entscheidendes 

Kriterium für eine Haltereigenschaft sind. Halter 

ist demnach (auch) derjenige, der ein Fahrzeug 

für eigene Rechnung in Gebrauch hat und die 

Verfügungsgewalt darüber besitzt, die ein sol-

cher Gebrauch voraussetzt. Entscheidend ist da-

bei nicht das Rechtsverhältnis oder die Eigentü-

merstellung am Fahrzeug, sondern vielmehr ist 

eine wirtschaftliche Betrachtung angebracht.

VG Arnsberg, Entscheidung vom 11.05.2015,  

Az. 7 K 885/14, DAR 2015, 418
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